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1. Die Kommission ersucht den Gerichts­
hof, gemäß Artikel 226 EG festzustellen, 
dass die Französische Republik den Ver­
pflichtungen aus der Richtlinie 89/48/ 
EWG2 nicht nachgekommen ist. Konkret 
wirft sie Frankreich vor, eine spezifische 
Regelung über die Anerkennung der Di­
plome, die den Zugang zum Beruf des 
Psychologen ermöglichen, innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist weder erlassen noch 
in Kraft gesetzt zu haben. 

2. Nach Artikel 12 der Richtlinie treffen 
die Mitgliedstaaten die erforderlichen 
Maßnahmen, um der Richtlinie nach­
zukommen, und setzen die Kommission 
davon in Kenntnis. Die französischen Be­
hörden teilten eine Reihe von Vorschriften 
mit, jedoch keine über den Zugang zum 
Beruf des Psychologen. 

3. Mit Schreiben vom 17. September 1997 
teilte die Kommission der französischen 

Regierung mit, dass die Richtlinie im Hin­
blick auf den Beruf des Psychologen nicht 
umgesetzt worden sei, und forderte sie auf, 
innerhalb, einer Frist von zwei Monaten 
dazu Stellung zu nehmen. 

4. Die französischen Behörden erkannten 
mit Schreiben vom 26. Juni 1998 die 
mangelnde Umsetzung an, bemerkten aber, 
dass sie das Verfahren zur Anpassung des 
französischen Rechts an die Anforderungen 
der Richtlinie eingeleitet hätten. 

5. Da die Kommission feststellte, dass die 
Vertragsverletzung andauerte, sandte sie 
der Französischen Republik am 15. Okto­
ber 1998 eine mit Gründen versehene Stel­
lungnahme und forderte sie auf, innerhalb 
einer Frist von zwei Monaten die er­
forderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um 
der Richtlinie nachzukommen. 

6. Am 6. Januar 1999 übermittelten die 
französischen Behörden der Kommission 
einen Gesetzentwurf über die Erlaubnis zur 

1 — Originalsprache: Spanisch. 
2 — Richtlinie 89/48/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 

über eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der 
Hochschuldiplome, die eine mindestens dreijährige Berufs­
ausbildung abschließen (ABl. 1989, L 19, S. 16). 
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Führung der Berufsbezeichnung des Psy­
chologen. Auf die Bemerkungen der 
Dienststellen der Kommission hin teilten sie 
am 21. September 1999 einen neuen Ge­
setzentwurf mit. 

7. Am 9. November 1999 verlangte die 
Kommission von den französischen Be­
hörden Informationen über den für die 
Annahme des Gesetzentwurfs vorgesehenen 
Zeitplan sowie über die Durchführungs­
vorschriften. 

8. Da die französische Regierung hierauf 
nicht antwortete, hat die Kommission am 
20. Juli 2000 die vorliegende Klage er­
hoben. 

9. In ihrer Klagebeantwortung räumt die 
französische Regierung die fehlende Um­
setzung der Richtlinie im Hinblick auf den 
Beruf des Psychologen ein. Sie erklärt je­
doch, dass in der Praxis die Prüfung der 
Anträge auf Anerkennung der Diplome von 
Gemeinschaftsangehörigen, die diesen Be­
ruf in Frankreich ausüben wollten, den 
Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts 
entspreche. Sie fügt hinzu, dass das Ver­

fahren zum Erlass der Vorschriften zur 
Umsetzung der Richtlinie im Gang sei. 

10. Somit ergibt sich, dass die Französische 
Republik die ihr vorgeworfene Vertrags­
verletzung begangen hat. Zu dem Vor­
bringen, dass die Verwaltungspraxis mit 
der Richtlinie in Einklang stehe, ist auf die 
ständige Rechtsprechung des Gerichtshofes 
hinzuweisen, wonach eine bloße Verwal­
tungspraxis, die die Verwaltung naturge­
mäß beliebig ändern kann und die nur un­
zureichend bekannt ist, nicht als rechts­
wirksame Erfüllung der Verpflichtungen 
aus dem EG-Vertrag angesehen werden 
kann. Die Unvereinbarkeit des nationalen 
Rechts mit den Bestimmungen des Ver­
trages läßt sich letztlich nur durch natio­
nale Bestimmungen ausräumen, die den­
selben rechtlichen Rang haben wie die zu 
ändernden Bestimmungen 3. 

11. Daraus folgt, dass der Klage stattzuge­
ben ist und gemäß Artikel 69 § 2 der Ver­
fahrensordnung dem beklagten Mitglied­
staat die Kosten aufzuerlegen sind. 

3 — Vgl. z. B. Urteil vom 9. März 2000 in der Rechtssache 
C-358/98 (Kommission/Italien, Slg. 2000, I-1255). 
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Ergebnis 

12. Ich schlage daher dem Gerichtshof vor, der Klage stattzugeben und 

1. festzustellen, dass die Französische Republik dadurch gegen ihre Verpflich­
tungen aus der Richtlinie 89/48/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 
über eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die 
eine mindestens dreijährige Berufsausbildung abschließen, verstoßen hat, dass 
sie nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist eine spezifische Regelung über 
die Anerkennung der Diplome, die den Zugang zum Beruf des Psychologen 
ermöglichen, erlassen hat; 

2. der Französischen Republik die Kosten aufzuerlegen. 
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